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Republik — Ordnung über die Rechnungsführung und Sta­
tistik in den staatlichen Organen und staatlichen Einrich­
tungen — vom 28. August 1978 (GBl. I Nr. 30 S. 333),

4. Dritte Durchführungsbestimmung zum Gesetz über die 
Staatshaushaltsordnung der Deutschen Demokratischen 
Republik — Ordnung über den Jahresabschluß des Staats­
haushaltes — vom 30. November 1976 (GBl. I Nr. 45 S. 511),

5. Vierte Durchführungsbestimmung zum Gesetz über die 
Staatshaushaltsordnung der Deutschen Demokratischen 
Republik — Änderung der Kassenordnung des Staatshaus­
haltes - vom 18. Dezember 1978 (GBl. I 1979 Nr. 2 S. 13),

6. Sechste Durchführungsbestimmung zum Gesetz über die 
Staatshaushaltsordnung der Deutschen Demokratischen 
Republik — Änderung der Ordnung über den Jahresab­
schluß des Staatshaushaltes — vom 19. Dezember 1985 
(GBl. I 1986 Nr. 1 S. 7),

7. Siebente Durchführungsbestimmung zum Gesetz über die 
Staatshaushaltsordnung der Deutschen Demokratischen 
Republik — Änderung der Ordnung über die Rechnungs­
führung und Statistik in den staatlichen Organen und

staatlichen Einrichtungen — vom 23. Juli 1986 .(GBl. I 
Nr. 27 S. 385),

8. Anordnung über die Kassenplanung vom 2. August 1979 
(GBl. I Nr. 28 S. 249).

Ferner treten diejenigen Vorschriften anderer Gesetze und 
Rechtsvorschriften sowie Anweisungen außer Kraft, die mit 
den Bestimmungen dieses Gesetzes nicht vereinbar sind.

(3) Soweit in anderen Gesetzen auf die nach Absatz 2 auf­
gehobenen Bestimmungen Bezug genommen wird, treten an 
ihre Stelle die Vorschriften dieses Gesetzes.

(4) Abweichend von Absatz 1 treten in Kraft:
1. § 57 Abs. 1 Nr. 4 am 1. Januar 1991,
2. § 54 am 1. Januar 1992,
3. § 48 am 1. Januar 1991; bis zu diesem Zeitpunkt sind die 

öffentlichen Aufträge im Wettbewerb zu vergeben.

(5) Finanzplan (§ 49 des Haushaltsgrundsätzegesetzes) und 
Finanzbericht (§ 29) sind erstmalig mit dem Entwurf des 
Haushaltsgesetzes und des Haushaltsplans für das Haushalts­
jahr 1992 vorzulegen.

Das vorstehende, von der Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik am fünfzehnten Juni neunzehnhundert­
neunzig beschlossene Gesetz wird hiermit verkündet.

Berlin, den fünfzehnten Juni neunzehnhundertneunzig

Die Präsidentin der Volkskammer 
der Deutschen Demokratischen Republik

B e r g m a n n - P o h l

Gesetz
über den Rechnungshof der Republik 

vom 15. Juni 1990

§ 1
Stellung

Der Rechnungshof ist das zentrale Organ der Finanzkon­
trolle der DDR; er ist bei der Erfüllung seiner Aufgaben aus­
schließlich an das Gesetz gebunden und keinen Weisungen 
unterworfen. Der Rechnungshof ist nur der Volkskammer über 
seine Tätigkeit rechenschaftspflichtig. Im Rahmen seiner ge­
setzlichen Aufgaben unterstützt der Rechnungshof die Volks­
kammer und die Regierung bei ihren Entscheidungen.

§ 2
Aufgaben

Der Rechnungshof prüft die Ordnungsmäßigkeit und Wirt­
schaftlichkeit der Haushalts- und Wirtschaftsführung der Re­
publik gemäß den in den §§ 74—88 des Gesetzes über die Haus­
haltsordnung der Republik festgelegten Grundsätzen. Er in­
formiert die Volkskammer und die Regierung über Prüfungs­
ergebnisse, die von grundsätzlicher Bedeutung sind oder er­
hebliche finanzielle Auswirkungen haben.

§3
Sitz und Organisation

(1) Der Rechnungshof hat seinen Sitz in Berlin, Hauptstadt 
der DDR. Er kann Außenstellen einrichten.

(2) Der Rechnungshof ist juristische Person und Haushalts­
organisation.

(3) Der Rechnungshof gliedert sich in Prüfungsabteilungen 
und Prüfungsgebiete. Für bestimmte Aufgaben können Prü­
fungsgruppen gebildet werden. Für die Verwaltung wird eine 
Präsidialabteilung eingerichtet.

§4
Personal

(1) Entscheidungen des Rechnungshofes (§ 7) treffen der 
Präsident, der Vizepräsident, die Leiter der Prüfungsabtei­
lungen und die Prüfungsgebietsleiter.

(2) Zum Rechnungshof gehören die erforderliche Anzahl von 
Prüfungskräften sowie die Mitarbeiter der Verwaltung.

(3) Der Präsident, der Vizepräsident, die Leiter der Prü­
fungsabteilungen und Prüfungsgebiete müssen über eine ab­
geschlossene Hochschulausbildung verfügen, die sie zu ihrer 
Tätigkeit befähigt. Die Prüfungskräfte sollen über eine abge­
schlossene Hochschulausbildung verfügen; im Bedarfsfall 
kann eine entsprechende Fachschulausbildung als ausreichend 
angesehen werden.

§5
Begründung von Arbeitsrechtsverhältnissen

(1) Der Präsident und der Vizepräsident werden auf Vor­
schlag des Ministerpräsidenten vom Präsidenten der Repu­
blik berufen. Die Leiter der Prüfungsabteilungen und Prü­
fungsgebiete werden vom Präsidenten des Rechnungshofes 
berufen.

(2) Die Arbeitsrechtsverhältnisse für die Prüfungskräfte 
und die Mitarbeiter der Verwaltung werden auf der Grund­
lage des geltenden Arbeitsrechts durch den Präsidenten des 
Rechnungshofes begründet.

§ 6

Präsident und Vizepräsident
(1) Der Rechnungshof wird im Rechtsverkehr durch den 

Präsidenten vertreten. Der Präsident leitet die Verwaltung 
des Rechnungshofes und übt die Dienstaufsicht aus.

(2) Der Präsident erläßt im Benehmen mit den Leitern der 
Prüfungsabteilungen die Geschäftsordnung des Rechnungs­
hofes und legt sie dem Präsidenten der Volkskammer vor. Er


